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Anlage l 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Überleitung von Lasten und Deckungsmitteln auf den Bund 
(Zweites Überleitungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 
Finanzverwaltung 

§ 1 

(1) Die Ausgaben der Finanzbehörden, die 
nach § 1 Absatz 1 des Gesetzes über die 
Finanzverwaltung vom 6. September 1950 
(BGBl. S. 448) Bundesfinanzbehörden ge- 
worden sind, gehen auf den Bund über, so- 
weit die Ausgaben nicht nadi § 11 des Ge- 
setzes über die Finanzverwaltung und nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes von den 
Ländern zu tragen sind. 

(2) Die Ausgaben für die Versorgung der 
ehemaligen Verwaltungsangehörigen der Zoll- 
und Verbrauchsteuerverwaltuiig, der Mono- 
polverwaltungen und des Zollgrenzdienstes 
sowie der Fiinterbliebenen dieser Verwal- 
tungsangehörigen gehen auf den Bund über. 
Die Ausgaben für die Versorgung der son- 
stigen in den Bundesdienst übernommenen 
Verwaltungsangehörigen der Finanzverwal- 
tung und ihrer Fiinterbliebenen gehen vom 
Zeitpunkt der Übernahme in den Bundes- 
dienst ab auf den Bund über (§ 36 Absatz 1 
Satz 2 des Gesetzes über die Finanzverwal- 
tung). Die Ausgaben für die Versorgung der 
ehemaligen Oberfinanzpräsidenten und der 
ehemaligen Leiter der Oberfinanzkassen und 
deren Hinterbliebenen werden vom Bund 
und von den Ländern je zur Hälfte getragen. 
Die übrigen Versorgungsausgaben der Finanz- 
verwaltung werden von den Ländern ge- 
tragen. 

(3) Die Überleitung der Ausgaben, die sich 
aus der Verwaltung des Vermögens der ehe- 
maligen Reichsfinanzverwaltung ergeben, 
bleibt einem besonderen Gesetz Vorbehalten. 


§ 2 

Das Gesetz über die Finanzverwaltung 
wird wie folgt geändert: 

1. § 9 Absatz 2 Satz 2 erhält die folgende 
Fassung: 

„Die Länder erhalten für die Hilfe- 
leistung der Finanzämter bei der Bear- 
beitung der Umsatzsteuer und der Be- 
förderungsteuer vom 1. April 1950 ab 
vom Bund eine Entschädigung in Höhe 
von zwei vom Hundert des Aufkom- 
mens dieser Steuern. Die Entschädigungs- 
summe wird auf die einzelnen Länder 
nach einem Schlüssel verteilt, der binnen 
zwei Monaten nadi Verkündung des 
Zweiten Gesetzes zur Überleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln auf den 
Bund von den Ländern zu vereinbaren 
ist. Kommt eine Vereinbarung nicht zu- 
stande, so verteilt die Bundesregierung 
die Entschädigungssumme auf die ein- 
zelnen Länder nach dem Verhältnis der 
von ihnen aufgewendeten Steuerverwal- 
tungskosten.“. 

2. § 13 Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Der Bund erhält für die Verwal- 
tung der Biersteuer vom 1. April 1950 
ab von den Ländern eine Entschädigung 
in Höhe von zwei vom Hundert des 
Aufkommens dieser Steuer.“. 

Artikel II 

Sonstige ehemalige Reichs- und Zonenver- 
waltungen 

§3 

Die Ausgaben (einschließlich der Versor- 
gungsausgaben) der Verwaltungen und Ein- 
richtungen, die nach Artikel 130 des Grund- 
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gesetzes in die Verwaltung des Bundes über- 
geführt worden sind, gehen mit dem Inkraft- 
treten der Überführung auf den Bund über. 

§ 4 

(1) Die Ausgaben für die Versorgung der 
ehemaligen Verwaltungsangehörigen der in 
der Anlage bezeichneten ehemaligen Reichs- 
behörden, Reichsbetriebc und Zonenbehör- 
den sowie der Hinterbliebenen dieser Ver- 
waltungsangehörigen gehen auf den Bund 
über. 

(2) § 8 Absatz 2 des Gesetzes über den 
Bundesfinanzhof vom 29. Juni 1950 (BGBl. 
S. 257) bleibt unberührt. 

(3) Erweist sich das in der Anlage enthal- 
tene Verzeichnis der ehemaligen Reichsbe- 
hörden, Reichsbetriebe und Zonenbehörden 
als unvollständig, so kann die Bundesregie- 
rung das Verzeichnis nach den Grundsätzen 
dieses Gesetzes durch eine mit Zustimmung 
des Bundesrates zu erlassende Rechtsverord- 
nung ergänzen. 

§ 5 

(1) Die Wartestandsbeamten der in der 
Anlage bezeichneten Zonenbehörden werden 
Wartestandsbeamte des Bundes. 

(2) Oberste Dienstbehörden der Warte- 
standsbeamten sind die zuständigen obersten 
Bundesbehörden. Erforderlichenfalls bestim- 
men der Bundesminister des Innern und der 
Bundesminister der Finanzen die oberste 
Dienstbehörde. 

(3) Die obersten Dienstbehörden haben für 
die Unterbringung der Wartestandsbeamten 
zu sorgen (§ 36 a Absatz 1 der Reichshaus- 
haltsordnung). 

Artikel III 

Gemeinsame Bestimmungen zu den 
Artikeln I und II 

§ 6 

Für die Versorgungsberechtigten, deren 
Versorgung nach den Vorschriften der 
Artikel I und II auf den Bund übergeht, übt 
die oberste Bundesbehörde die Befugnisse 
und Aufgaben der obersten Dienstbehörde 
des letzten Dienstherrn des Beamten aus. Zu- 
ständig ist die oberste Bundesbehörde, deren 
Aufgaben denen der zuletzt für den Beamten 
zuständigen obersten Dienstbehörde oder 
Verwaltungsstelle entsprechen. Ist eine solche 
Stelle nicht vorhanden, so regeln der Bundes- 


minister des Innern und der Bundesminister 
der Finanzen die Zuständigkeit, ebenso, wenn 
keine Stelle sich für zuständig erachtet. 

§ 7 

Soweit die Ausgaben der in den Artikeln I 
und II bezeichneten Verwaltungen und Ein- 
richtungen auf den Bund übergehen, über- 
nimmt der Bund auch die Haftpflichtver- 
bindlichkeiten, die durch Angehörige dieser 
Verwaltungen und Einrichtungen verursacht 
worden sind. Insoweit gehen auch die Ersatz- 
ansprüche auf den Bund über. 

§ 8 

Soweit die Bestimmungen der Artikel I 
und II den Übergang von Versorgungsaus- 
gaben auf den Bund regeln, finden sie und § 6 
keine Anwendung auf den im Artikel 131 des 
Grundgesetzes bezeichneten Personenkreis; 
die Bestimmungen des § 1 Absatz 1 Ziffer 7 
und des § 2 Ziffer 7 des Ersten Gesetzes zur 
Überleitung von Lasten und Deckungsmitteln 
auf den Bund vom 28. November 1950 
(BGBl. S. 773) bleiben unberührt. 

§ 9 

Die Bundesregierung v/ird ermächtigt, die 
Versorgungsausgaben im Sinne der Artikel I 
und II durch eine mit Zustimmung des Bun- 
desrates zu erlassende Rechtsverordnung 
näher zu bestimmen. 

§ 10 

(1) Soweit nach den Artikeln I und II Aus- 
gaben auf den Bund übergehen, stehen die 
mit den Ausgaben zusammenhängenden Ein- 
nahmen dem Bund zu. 

(2) Die wegen Steuervergehens im Verwal- 
tungsstrafverfahren festgesetzten Geldstrafen 
stehen dem Bund zu, wenn die den Gegen- 
stand des Steuervergehens bildenden Steuern 
dem Bund zufließen. Bezieht sich das Steuer- 
vergehen auch auf Steuern, die anderen 
Steuergläubigern zufließen, so entspricht der 
Anteil des Bundes an der Geldstrafe seinem 
Anteil an den Steuern, die den Gegenstand 
des Steuervergehens bilden. Entsprechendes 
gilt für den Erlös aus der Verwertung einge- 
zogener Gegenstände. 

Artikel IV 

Änderungen und Ergänzungen des Ersten 
Überleitungsgesetzes 

§ 11 

Das Erste Gesetz zur Überleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln auf den Bund 
vom 28. November 1950 (BGBl. S. 773) wird 
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wie folgt geändert, und zwar mit Wirkung 
vom 1. April 1950, soweit sich nicht aus den 
nachstehenden Bestimmungen etwas anderes 
ergibt: 

1. Im § 1 Absatz 1 erhalten die Ziffern 3 
bis 6 mit Wirkung vom 1. April 1951 
die folgende Fassung: 

„3. 85 vom Hundert der Aufwen- 
dungen für die Kriegsfolgenhilfe 
(SS 7 bis 13), 

4. 85 vom Hundert der Aufwen- 
dungen für die Umsiedlung Heimat- 
vertriebener und für die Auswande- 
rung von Kriegsfolgenhilfe-Empfän- 
gern (§§ 14 und 14 a); soweit die 
Aufwendungen außerhalb des Bun- 
desgebietes entstehen, gehen sie in 
voller Höhe auf den Bund über, 

5. 85 vom Hundert der Aufwen- 
dungen für die Rückführung von 
Deutsdien (§ 15); soweit die Auf- 
wendungen außerhalb des Bundes- 
gebietes enstehen, gehen sie in voller 
Höhe auf den Bund über, 

6. 85 vom Hundert der Aufwen- 
dungen für Grenzdurchgangslager 

(S 16 ), 

6 a. die Zuschüsse zur Kriegsgräberfür- 
sorge, zum Suchdienst für Kriegs- 
gefangene, Heimatvertriebene und 
heimatlose Ausländer und die Auf- 
wendungen für den Rechtsschutz 
von Deutschen vor ausländischen 
Gerichten (§ 16a),“. 

2. Im § 1 Absatz 3 Ziffer 1 werden die 
Worte „Ziffer 3, 5 und 6“ durch die 
Worte „Ziffern 3 bis 6“ und mit Wirkung 
vom 1. April 1951 das Wort „diejenigen“ 
durch die Worte „85 vom Hundert der- 
jenigen“ ersetzt. 

3. Im § 1 Absatz 3 erhält die Ziffer 2 die 
folgende Fassung: 

„2. bei den in Absatz 1 Ziffer 8 ge- 
nannten Aufwendungen die persön- 
lichen und sächlichen Verwaltungs- 
kosten; hierzu gehören nicht die 
Ausgaben für die Versorgung der 
ehemaligen Angehörigen der Ver- 
waltung und ihrer Hinterbliebenen 
und die Kosten des Spruchver- 
fahrens.“. 

4. In den § 3 wird folgender Absatz 2 neu 
eingefügt: 


„(2) Mit Wirkung vom 21. September 
1949 gehen von den Ländern Baden, 
Rheinland-Pfalz und Württemberg- 
Hohenzollern und vom bayerisdien 
Kreis Lindau auf den Bund über: 

1. die Zölle, 

2. die Umsatzausgleichsteuer, 

3. die Kaffeesteuer, 

4. die Teesteuer.“. 

5. Der bisherige Absatz 2 des § 3 wird Ab- 
satz 3. 

6. § 6 erhält die folgende Fassung: 

4 6 

(1) Aufwendungen im Sinne des § 1 
Absatz 1 Ziffer 2 sind: 

1. Aufwendungen im Zusammenhang 
mit Lohn- und Gehaltszahlungen 
an Arbeitskräfte, die im Dienste 
der Besatzungsmächte stehen, 

2. Aufwendungen zur Durchführung 
der Entmilitarisierung, 

3. Aufwendungen im Zusammenhang 
mit der Durchführung von Be- 
satzungsbauten, 

4. Aufwendungen im Zusammenhang 
mit der Inanspruchnahme von 
Grundstücken, Gebäuden und Ge- 
bäudeteilen (Nutzungen, Transport, 
Lagerung, Schaffung von Ersatz- 
raum und dergleichen), 

5. Aufwendungen im Zusammenhang 
mit der Inanspruchnahme von Jagd- 
und Fischereirechten, soweit die In- 
anspruchnahme für die Zelt nach 
dem 31. März 1950 stattgefunden 
hat, 

6. Aufwendungen für den Bau, die 
Unterhaltung und die Wiederher- 
stellung von Straßen und Brücken, 

7. Aufwendungen zum Ausgleich von 
Besatzungsschäden und Belegungs- 
schäden an im Eigentum der Länder 
und sonstiger Gebietskörperschaften 
stehenden Grundstücken und be- 
weglichen Sachen, soweit die Schäden 
nach dem 31. März 1950 entstanden 
sind, 

8. Aufwendungen zum Ausgleich von 
Härten, die sich im Zusammenhang 
mit der Inanspruchnahme von 
Grundstücken oder beweglichen 
Sachen oder durch Besatzungs- 
schäden ergeben. 
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9. Aufwendungen zur Durchführung 
von Reparationen und Restitu- 
tionen, 

10. Aufwendungen im Zusammenhang 
mit alliierter Gerichtsbarkeit, 

11. Aufwendungen für Bewachung, 
Feuerwehr und polizeiliche Hilfsein- 
richtungen, 

12. Aufwendungen für hygienische 
Zwecke, für Quarantäne und für 
Lazarette für heimatlose Ausländer. 

(2) Die im Absatz 1 bezeichneten Auf- 
wendungen gehen auf den Bund nur in- 
soweit Über, als sie durdi Anordnungen 
der Besatzungsmächte verursacht sind. 

(3) Die im Absatz 1 Ziffern 9 bis 12 
bezeichneten Aufwendungen gehen nur 
für das Rechnungsjahr 1950 auf den 
Bund über. 

(4) Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, die im Absatz 1 bezeichneten 
Aufwendungen durch eine mit Zustim- 
mung des Bundesrates zu erlassende 
Rechts Verordnung naher zu bestimmen.“. 

7. Im § 11 wird Absatz 3 gestrichen und 
durch den folgenden Absatz 3 ersetzt: 

„(3) Im Rahmen der Kriegsfolgen- 
hilfe kann der Bund für die Zeit bis zum 
31.März 1952 

1. Zuschüsse oder Darlehen zur Errich- 
tung von Wohnungen für bisher In 
Lagern untergebrachte Kriegsfolgen- 
hilfe-Empfänger gewähren; 

2. zur Förderung der Erziehung und Er- 
werbsbefähigung von jugendlichen 
Kriegsfolgenhilfe - Empfängern Zu- 
schüsse oder Darlehen zu den Kosten 
der Errichtung von gemeinnützigen 
Lehrllngswerktätten, Jugendlehrgängen 
und Jugendwohnheimen und zu den 
Kosten von Jugendgemeinschaftswerken 
gewähren.“. 

8. § 12 wird durch den folgenden Satz 2 er- 
gänzt: 

„Das gleiche gilt für Fürsorgeleistungen, 
die Kriegsfolgenhilfe- Empfängern nach 
anderen Richtsätzen oder Richtlinien 
(§ 8) gewährt werden als den übrigen 
Empfängern der öffentlichen Fürsorge.“. 


9. § 14 erhält die folgende Fassung: 

4 14 

(1) Der Bund trägt nach Maßgabe des 
§ 1 Absatz 1 Ziffer 4 die Kosten der 
Umsiedlung Heimatvertriebener im 
Sinne des § 2 der Verordnung über die 
Umsiedlung von Heimatvertriebenen 
aus den Ländern Bayern, Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein vom 29. Novem- 
ber 1949 (BGBl. 1950 S. 4) und der Per- 
sonen, die durch Gesetz oder durch 
Rechtsverordnung auf Grund des 
Artikels 119 des Grundgesetzes in die 
Umsiedlung einbezogen werden. 

(2) Als Umsiedlung gilt die Umsied- 
lung von Land zu Land, die Umsiedlung 
zum Zwecke der Familienzusammen- 
führung und die Umsiedlung innerhalb 
des Landes, sowohl im Wege des Sam- 
mekransportes wie des Einzeltransportes. 
Entsprechendes gilt für etwaige Um- 
siedlungen aus Gebieten außerhalb des 
Bundes in das Bundesgebiet. 

(3) Kosten der Umsiedlung sind die 
Kosten des Transportes vom bisherigen 
Aufenthaltsort zum neuen Aufenthalts- 
ort, der Verpflegung während der Reise, 
des Begleitpersonals und ein Überbrük- 
kungsgeld zur Deckung der ersten Be- 
dürfnisse am Aufnahmeort, soweit diese 
Kosten nicht von anderer Seite, insbe- 
sondere von der Arbeitslosenversiche- 
rung zu tragen sind.“. 

10. Hinter § 14 wird die folgende Bestim- 
mung eingefügt: 

4 14 a 

(1) Der Bund trägt nach Maßgabe des 
§ 1 Absatz 1 Ziffer 4 die Kosten der 
Auswanderung von Kriegsfolgenhilfe- 
Empfängern. Als Kriegsfolgenhilfe- 
Empfänger gelten die im § 7 Absatz 2 
genannten Personen auch dann, wenn sie 
nicht von den Fürsorgeverbänden unter- 
stützt werden, aber andere Sozialleistun- 
gen erhalten, oder wenn sie hilfsbedürf- 
tig im Sinne der Fürsorgepflichtverord- 
nung (§ 8 dieses Gesetzes) sind. 

(2) Kosten der Auswanderung sind die 
Kosten des Transportes vom bisherigen 
Aufenthaltsort bis zum Grenzübertritt 
oder bis zur Einschiffung, der Ver- 
pflegung während der Reise, des Begleit- 
personals, der vorgeschriebenen amt- 
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liehen Überprüfung und ärztlichen 
Untersuchung sowie der lagermäßigen 
Unterbringung und Versorgung.“. 

11. Im § 15 Absatz 1 werden zwischen den 
Worten „trägt“ und „die Kosten“ die 
Worte „nach Maßgabe des § 1 Absatz 1 
Ziffer 5“ eingefügt. 

12. Im § 16 werden zwischen den Worten 
„trägt“ und „die Kosten“ die Worte 
„nadi Maßgabe des § 1 Absatz 1 Ziffer 6“ 
eingefügt. 

13. Hinter § 16 wird die folgende Bestim- 
mung mit Überschrift eingefügt: 

„5 a. Kriegsgräberfürsorge, Suchdienst, 
Rechtsschutz 

4 16 a 

Der Bund trägt die Zuschüsse zur 
Kriegsgräberfürsorge, die Zuschüsse zum 
Suchdienst für Kriegsgefangene, Helniat- 
vertriebene und heimatlose Ausländer 
und die Aufwendungen für den Rechts- 
schutz von Deutschen, die von ausländi- 
schen Behörden oder Gerichten im Zu- 
sammenhang mit den Kriegsereignissen 
verfolgt werden oder verurteilt worden 
sind.“. 

14. § 17 wird wie folgt ergänzt: 

„k) Aufwendungen für Leistungen nicht 
mehr bestehender oder nicht mehr 
erreichbarer Unfallversicherungs- 
träger, insbesondere der in § 625 a 
der Reichsversicherungsordnung ge- 
nannten Versicherungsträger, soweit 
die Aufwendungen bis zum 31. März 
1950 von den Ländern erstattet oder 
getragen v/orden sind. 


1) Aufwendungen der Sozialversiclie- 
rungsträger nach der Bekannt- 
machung über die Fürsorge für Ver- 
sicherte aus den abgetretenen Ge- 
bieten vom 28. November 1930 
(Amtliche Nachrichten für Reichsver- 
sicherung S. IV 497), soweit die Auf- 
wendungen bis zum 31. März 1950 
von den Ländern erstattet worden 
sind, 

m) Aufwendungen der Sozialversiche- 
rungsträger nach der Verordnung 
über die Eingliederung von Umsied- 
lern in die Reichsversicherung vom 
19. Juni 1943 (RGBl. I S. 375), so- 
weit die Aufwendungen bis zum 31. 
März 1950 von den Ländern erstattet 
worden sind.“. 

§ 12 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, das Erste Gesetz zur Überleitung 
von Lasten und Deckungsmitteln auf den 
Bund in der ab 1. April 1951 geltenden Fas- 
sung bekanntzumachen. 

Artikel V 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 13 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
dem Lande Berlin eine der Regelung dieses 
Gesetzes ensprechende Vereinbarung für das 
Gebiet des Landes Berlin abzuschließen. 

§ 14 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1950 in 
Kraft, soweit sich nicht aus seinen Bestim- 
mungen etwas anderes ergibt. 
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Begründung 


Vorbemerkung 

Das zum Vollzug des Artikels 120 des Grund- 
gesetzes erlassene Erste Überleitungsgesetz 
vom 28. November 1950 (BGBL S. 773) hat mit 
Wirkung vom 1. April 1950 den Übergang be- 
stimmter, bis zu diesem Zeitpunkt von den 
Ländern getragener Kriegsfolge- und Sozial- 
lasten auf den Bund geregelt und gleichzeitig 
die Einnahmen aus den im Artikel 106 Ab- 
satz 1 des Grundgesetzes bezeichneten Steuern 
dem Bunde zugewiesen. Zur Regelung von 
Einzeltatbeständen, die zur Zeit der Beratung 
des Ersten Überleitungsgesetzes noch nicht 
hinreichend geklärt waren, ist ein Zweites 
Überleitungsgesetz erforderlich. Dieser Ge- 
setzentwurf enthält infolgedessen eine mehr 
kasuistische Regelung einzelner Überleitungs- 
vorgänge; er verbindet damit einige Ände- 
rungen und Ergänzungen des Ersten Über- 
leitungsgesetzes, die sich in der Zwischen- 
zeit als notwendig erwiesen haben. 

Die im Herbst 1949 von der Konferenz der 
Ministerpräsidenten der Länder erarbeiteten 
Grundsätze über die Abgrenzung der vom 
Bunde zu übernehmenden und der den Län- 
dern verbleibenden Kriegsfolgelasten be- 
halten ihre Geltung auch für das Zweite 
Überleitungsgesetz. Hiernach muß aus metho- 
dischen und finanzwirtschaftlichen Gründen 
die Überleitung auf solche Ausgabengruppen 
beschränkt bleiben, die nach Grund und Höhe 
objektiv und eindeutig bestimmbar sind. 

Auf das Zweite Überieitungsgesetz finden 
auch die sonstigen allgemeinen Grundsätze 
der Überleitungsregelung Anwendung; ins- 
besondere gelten die Bestimmungen der 
§§18 ff. des Ersten Überleitungsgesetzes ent- 
sprechend, ohne daß es ihrer ausdrücklichen 
Wiederholung im Text des Zweiten Über- 
leitungsgesetzes bedarf. 

Die Bestimmungen des Gesetzentwurfs 
im einzelnen 

Zu §1 (Ausgaben der Finanzbehörden): 
Absatz 1: 

Gemäß Artikel 108 Absatz 1 Satz 1 des 
Grundgesetzes sind mit Wirkung vom 9. Sep- 
tember 1950 Bundesfinanzbehörden einge- 


richtet worden, und zwar die Oberfinanz- 
direktionen als Mittelbehörden und die 
Hauptzollämter mit ihren Hilfsstellen als 
örtliche Behörden (§ 1 Absatz 1 des Gesetzes 
über die Finanzverwaltung vom 6. September 
1950 — BGBl. S. 448 — ). Die Beamten, An- 
gestellten und Arbeiter der Länder, die in 
der Zoll- und Verbrauchsteuerverwaltung 
und im Zollgrenzdienst beschäftigt waren, 
sind zum 1. Oktober 1950 in den Dienst des 
Bundes übergetreten. Im übrigen Bereich der 
Finanzverwaltung werden die Beamten, An- 
gestellten und Arbeiter insoweit in den 
Bundesdienst übernommen, als es zur Durch- 
führung des Gesetzes über die Finanzverwal- 
tung erforderlich ist (§ 36 a. a. O.). Die Besol- 
dungs- und Vergütungsansprüche der Ange- 
hörigen der Eundesfinanzven.valtung richten 
sich vom Zeitpunkt der Übernahme ab gegen 
den Bund. Da aber die von ihnen verwalteten 
Steuern bereits mit Wirkung vom 1. April 
1950 auf den Bund übergegangen sind, er- 
scheint es folgerichtig und sachlich gerecht- 
fertigt, daß die mit der Verwaltung dieser 
Steuern zusammenhängenden Ausgaben eben- 
falls bereits ab 1. April 1950 auf den Bundes- 
haushalt übergehen. Da das Gesetz über die 
Finanzverwaltung hierüber keine Bestim- 
mung trifft, bedarf es einer besonderen ge- 
setzlichen Überleitungsregelung. Als „Aus- 
gaben“ im Sinne des § 1 Absatz 1 gelten die 
persönlichen und sächlichen Verwaltungsaus- 
gaben, die allgemeinen Haushaltsausgaben 
und die einmaligen Ausgaben der Finanz- 
verwaltung, nicht dagegen die im Absatz 2 
geregelten Versorgungsausgaben. 

Absatz 2: 

Die Verpflichtung des Bundes zur Über- 
nahme der Versorgung der in den Bundes- 
dienst übernommenen oder noch zu über- 
nehmenden Angehörigen der Finanzverwal- 
tung ergibt sich aus den allgemeinen be- 
amten- und versorgungsrechtlichen Vor- 
schriften. Einer besonderen Regelung bedarf 
jedoch die Übernahme der bereits angefalle- 
nen Versorgungsausgaben für die ehemaligen 
Angehörigen der Reichsfinanzverwaltung und 
der Länderfinanzverwaltungen, soweit es sich 
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um den Sachbereich handelt, der heute zur 
Bundesfinanzverwaltung gehört. Die Über- 
führung der Versorgungsausgaben für die 
ehemaligen Angehörigen der Zoll- und Ver- 
brauchsteuerverwaltung einschließlich der 
Monopolverwaltungen und des Zollgrenz- 
dienstes und für die Hinterbliebenen dieser 
Verwaltungsangehörigen begegnet keinen 
technischen Schwierigkeiten, weil die Lauf- 
bahnen der Zoll- und Verbrauchsteuerver- 
waltung von denen der übrigen Finanzver- 
waltung seit jeher getrennt waren, die vom 
Bund zu übernehmenden Versorgungsfälle 
daher ohne zeitraubende Einzeluntersuchun- 
gen festzustellen sind. Entsprechendes gilt für 
den Zollgrenzdienst, der durch das Gesetz 
über die Zolleitstelle und den Zollgrenzdienst 
vom 11. April 1949 (WiGBl. S. 58) errichtet 
und gesondert organisiert worden ist. Folge- 
richtig müßten auch die auf den übrigen Be- 
reich der Bundesfinanzverwaltung entfallen- 
den Versorgungslasten auf den Bund über- 
gehen. Der Gesetzentwurf sieht jedoch im 
Einvernehmen mit den Ländern davon ab, 
für die ehemaligen Angehörigen der Besitz- 
und Verkehrsteuerverwaltung, die in ihrer 
dienstlichen Laufbahn mit der Verwaltung 
der heutigen Bundessteuern (Umsatzsteuer 
und Beförderungsteuer) befaßt waren, den 
hierauf entfallenden Teil der Versorgungs- 
lasten ebenfalls auf den Bundeshaushalt 
überzuleiten, weil eine solche Differenzierung 
innerhalb der Versorgungslasten der Besitz- 
und Verkehrsteuerverwaltung einen unver- 
hältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand ver- 
ursachen würde; die Länder werden überdies 
für die ihnen verbleibenden, finanziell nicht 
entscheidend ins Gewicht fallenden Ver- 
sorgungslasten durch die Pauschalabgeltung 
der Umsatzsteuer und Beförderungsteuer- 
verwaltungskosten entschädigt. Aus dem- 
selben Grunde übernimmt der Bund die Ver- 
sorgungslasten der Verbrauchsteuerverwal- 
tung auch insoweit, als sie auf die Bier- 
steuerverwaltung entfallen. Die vorgesehene 
Halbierung der Versorgungsausgaben für die 
ehemaligen Oberfinanzpräsidenten und Leiter 
der Oberfinanzkassen und deren Hinterblie- 
benen entspricht der gesetzlichen Teilung der 
aktiven Bezüge dieser Beamten zwischen 
dem Bund und dem beteiligten Land (§11 
Satz 2 des Gesetzes über die Finanzverwal- 
tung). 

Absatz 3: 

Da die Überleitung des Verwaltungsver- 
mögens der ehemaligen Reichsfinanzverwal- 


tung einer besonderen gesetzlichen Rege- 
lung bedarf, empfiehlt es sich, auch die Über- 
leitung der mit der Vermögensverwaltung 
zusammenhängenden Ausgaben dem künf- 
tigen Gesetz vorzubehalten. 

Zu § 2 (Pauschalentschädigung für die Kosten 
der Steuerverwaltung): 

Ziffer 1 : 

Nach § 9 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes 
über die Finanzverwaltung hat der Bund 
den Ländern für die Hilfeleistung der 
Finanzämter bei der Verwaltung der Um- 
satzsteuer und der Beförderungsteuer eine 
„angemessene“ Entschädigung zu zahlen. Die 
Länder haben bisher 2 v. H. des Auf- 
kommens erhalten; sie erachten jedoch einen 
Entschädigimgssatz von 4 v. H. für ange- 
messen. Da hierüber eine Einigung bisher 
nicht erzielt werden konnte, ist es erforder- 
lich, die Höhe der den Ländern zustehenden 
Entschädigung gesetzlich festzulegen. Es ist 
naturgemäß nicht möglich, die Kosten, die 
den Finanzämtern durch ihre Mitwirkung bei 
der Verwaltung der Umsatzsteuer und der 
Beförderungsteuer zusätzlich entstehen, 
exakt zu ermitteln; infolgedessen kann nur 
eine Pauschalabgeltung in Betracht kommen, 
die so zu bemessen ist, daß sie in einem an- 
gemessenen Verhältnis zu den mutmaßlichen 
Mehrkosten steht, die die Bearbeitung der 
Umsatzsteuer und der Beförderungsteuer 
den Finanzämtern verursacht. Die Umsatz- 
steuer gehört erfahrungsgemäß zu den Ab- 
gaben, deren Verwaltung einen verhältnis- 
mäßig geringen Aufwand erfordert; der 
größte Teil der Veranlagung wird zudem 
regelmäßig in einem Arbeitsgang mit der 
Veranlagung der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer erledigt, weil die Ermittlung 
des Umsatzes zur Bemessung der Voraus- 
zahlungen und zur Veranlagung der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuerpflichtigen 
ohnehin erforderlich ist. Bei der Beförde- 
rungsteuer ist die Verwaltungsarbeit noch 
geringer; sie beschränkt sich gegenüber dem 
Hauptsteuerschuldner, der Bundesbahn, prak- 
tisch auf reine Kassengeschäfte. Im Hinblick 
hierauf erscheint die Forderung, den Ent- 
schädigungssatz auf 4 V. H. des Aufkommens 
zu bemessen, sachlich nicht gerechtfertigt; 
ihre Anerkennung würde bedeuten, daß die 
Länder im Rechnungsjahr 1950 etwa 200 Mil- 
lionen DM, im Rechnungsjahr 1951 etwa 280 
Millionen DM, also mehr als die Hälfte des 
Gesamtbetrages der Steuerverwaltungskosten 
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für ihre Mitwirkung bei der Erhebung der 
Umsatzsteuer und der Beförderungsteuer zu 
beanspruchen hätten. Der Gesetzentwurf sieht 
eine Entschädigung von 2 v. H. des Auf- 
kommens vor; mit diesem Satz werden die 
den Finanzämtern zusätzlich entstehenden 
Kosten und die zu § 1 Absatz 2 erwähnten 
Versorgungslasten mehr als abgegolten, zu- 
mal sich die Aufkommensentwicklung bei 
den Steuern, insbesondere bei der Umsatz- 
steuer, auf stark ansteigender Linie bewegt, 
die Kostenquote daher zunehmend geringer 
werden muß. 

Da das Umsatzsteuer- und Beförderung- 
steueraufkommen sich auf die einzelnen Län- 
der ungleich verteilt, die prozentuale Ent- 
schädigung infolgedessen in einem sehr unter- 
schiedlichen Verhältnis zu den Steuerverwal- 
tungskosten der einzelnen Länder steht, er- 
scheint es sachlich gerechtfertigt, den Ge- 
samtentschädigungsbetrag schlüsselmäßig auf 
die einzelnen Länder zu verteilen und hier- 
bei ihre Belastung mit Steuerverwaltungs- 
kosten zu berücksichtigen. Sollten sich die 
Länder innerhalb angemessener Frist über 
die Verteilung nicht einigen können, muß die 
Bundesregierung die Verteilung vornehmen. 

Ziffer 2 : 

Obwohl § 13 Absatz 2 des Gesetzes über die 
Finanzverwaltung dem Bunde für die Ver- 
waltung der Biersteuer einen Entschädigungs- 
satz von 4 V. H. des Aufkommens zugesteht, 
sind den Ländern — entsprechend der für 
die Verwaltung der Umsatzsteuer und der Be- 
förderungsteuer vorläufig getroffenen Ent- 
schädigungsregelung — bisher nur 2 v. H. in 
Rechnung gestellt worden. Da die beiden 
(reziproken) Entschädigungstatbestände gleich 
behandelt werden sollen, sieht der Gesetz- 
entwurf eine Ermäßigung der dem Bunde zu- 
stehenden Biersteuerentschädigung auf eben- 
falls 2 V. H. vor. 

Zu § 3 (Ausgaben der Verwaltungen und Ein- 
richtungen gemäß Artikel 130 des Grund- 
gesetzes): 

Die Verordnungen, die auf Grund des Ar- 
tikels 130 des Grundgesetzes zur Überführung 
von Verwaltungen und Einrichtungen in die 
Bundesverwaltung erlassen werden, be- 
schränken sich im allgemeinen auf die organi- 
satorische Regelung, treffen aber keine Be- 
stimmung über die haushaltsmäßigen Aus- 
wirkungen der Überführung. Zur Klarstel- 
lung wird deshalb bestimmt, daß die Aus- 


gaben dieser Verwaltungen und Einrichtungen 
(einschheßlich der Ausgaben für die Ver- 
sorgung ihrer Verwaltungsangehörigen und 
deren Hinterbliebenen) mit dem Inkraft- 
treten der Überführung auf den Bund über- 
gehen. Daraus folgt nicht ohne weiteres die 
Übernahme der Ausgaben auf den Bundes- 
haushalt im engeren Sinne, wenn ein an- 
derer Träger in der Bundesebene in Betracht 
kommt (z. B. Bundesbahn oder Bundespost). 
Bisher sind auf Grund des Artikels 130 des 
Grundgesetzes die folgenden Verordnungen 
ergangen; 

Verordnung zur Überführung der Ver- 
waltungen des Post- und Femmelde- 
wesens vom 31. März 1950 (BGBl. S. 94), 
Erste Verordnung zur Abwicklung von 
zonalen Einrichtungen vom 9. Juni 1950 
(BGBl. S. 218), 

Verordnung zur Auflösung oder Über- 
führung von Einrichtungen der Ver- 
waltung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes vom 8, September 1950 (BGBl. 
S. 678), 

Verordnung zur Überführung des Spruch- 
senats beim Hauptamt für Soforthilfe 
vom 15. Januar 1951 (BGBl. S. 71). 
Weitere Verordnungen (z. B. über die Über- 
führung von Zweigen der Verkehrsverwal- 
tung einschließlich der Wasserstraßen- und 
Schiffahrtsverwaltung) sind in Vorbereitung. 

Zu § 4 (Versorgungsausgaben der ehemaligen 
Reichs- und Zonenverwaltungen): 

Da die Versorgungslasten der ehemaligen 
Reichs- und Zonenverwaltungen nicht ipso 
jure auf die Bundesverwaltung übergegangen 
sind, bedarf die Überleitung derjenigen Ver- 
sorgungslasten, als deren Träger der Bund in 
Betracht kommt, einer gesetzlichen Regelung. 
Die Anlage zu dieser Bestimmung enthält 
eine erschöpfende Aufzählung der ehemaligen 
Reichs- und Zonenverwaltungen, deren Ver- 
sorgungslasten hiermit vom Bund über- 
nommen werden. Der Gesetzentwurf geht da- 
bei von dem Grundsatz aus, daß der Bund 
die Versorgungslasten nur derjenigen ehe- 
maligen Reichs- und Zonenbehörden zu über- 
nehmen hat, deren Aufgaben nach der Kom- 
pelenzverteilung des Grundgesetzes ganz oder 
zum überwiegenden Teil auf den Bund über- 
gegangen sind. Sind die Aufgaben einer ehe- 
maligen Reichsbehörde im Zuge der staats- 
politischen Neuordnung weggefallen, steht 
mithin einer aufgelösten Behörde weder auf 
der Bundesebene noch auf der Länderebene 
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eine Nachfolgebehörde mit entsprechenden 
Aufgaben gegenüber, so ergibt sich die Rechts- 
nachfolge der Versorgungslast mittelbar aus 
den allgemeinen Kompetenzgrundsätzen des 
Grundgesetzes. Hiernach sind die Lasten der 
ehemaligen Reichs- und Zonenbehörden zu 
übernehmen 

a) vom Bund, wenn ihre Aufgaben ganz oder 
überwiegend auf den Bund übergegangen 
sind, 

b) von den Ländern, wenn ihre Aufgaben 
ganz oder überwiegend auf die Länder 
übergegangen sind, 

c) vom Bund oder von den Ländern, wenn 
die Aufgaben ersatzlos weggefallen sind, 
je nachdem, ob die Aufgaben nach den 
allgemeinen Kompetenznormen des Grund- 
gesetzes der Zuständigkeit des Bundes oder 
der Zuständigkeit der Länder zuzuweisen 
gewesen wären, wenn das Grundgesetz sie 
zum Gegenstand einer Kompetenzregelung 
gemacht hätte {Beispiel: Die Versorgungs- 
lasten des ehemaligen Reichskolonialamtes 
werden vom Bund übernommen). 

Nach diesen Grundsätzen werden die Ver- 
sorgungslasten des ehemaligen Reichsmini- 
steriums für Erziehung, Wissenschaft und 
Volksbildung und des ehemaligen Reichs- 
ministeriums für kirchliche Angelegenheiten 
vom Bund nicht übernommen, weil ihre Auf- 
gaben überwiegend auf die Länder über- 
gegangen sind. Die Aufgaben des Reichs- 
ministeriums der Justiz und des Reichsmini- 
steriums des Innern sind zum Teil auf den 
Bund, zum Teil auf die Länder übergegangen; 
da aber nicht im einzelnen festgestellt wer- 
den kann, wie sich das Gewicht der über- 
nommenen Aufgaben auf Bund und Länder 
verteilt, sieht der Entwurf zur Vermeidung 
einer komplizierten Auseinanderrechnung der 
Versorgungslasten vor, daß die Lasten des 
Reichsministeriums der Justiz in vollem Um- 
fange den Ländern belassen, dagegen die 
Lasten des Reichsministeriums des Innern 
in vollem Umfange vom Bunde übernommen 
werden. 

Angesichts der Vielzahl und Unübersichtlich- 
keit der hier in Betracht kommenden ehe- 
maligen Reichsdienststellen muß mit der 
Möglichkeit gerechnet werden, daß das dem 
Gesetz beigefügte Verzeichnis der früheren 
Reichs- und Zonenbehörden einzelne Dienst- 
stellen nicht enthält, deren Versorgungslasten 
nach den vorstehend dargelegten Grundsätzen 
vom Bunde übernommen werden müssen. 
Deshalb ist für die Bundesregierung die Er- 


mächtigung vorgesehen, das Verzeichnis er- 
forderlichenfalls zu ergänzen. 

Zu § 5 (Wartestandsbeamte der Zonen- 
behörden): 

Außer den Versorgungslasten (§ 4) übernimmt 
der Bund gegenüber den Beamten der in der 
Anlage bezeichneten Zonenbehörden auch die 
sonstigen öffentlich-rechtlichen Verpflichtun- 
gen, die sich aus der Dienstherreneigenschaft 
ergeben. Damit soll die Rechtsstellung der 
zonalen Wartestandsbeamten im Bundes- 
gebiet vereinheitlicht und ihre Wiederein- 
gliederung in den aktiven Dienst gefördert 
werden. 

Zu § 6 (Oberste Dienstbehörde der Ver- 
sorgungsberechtigten) : 

Es ist erforderlich, im Gesetz zu bestimmen, 
welche Oberste Bundesbehörde für die Be- 
treuung der Versorgungsberechtigten, deren 
Versorgungsbezüge auf den Bund übergehen, 
und die Ausübung der Aufsichtsbefugnisse 
über diesen Personenkreis zuständig ist, z. B. 
Erteilung der Aussagegenehmdgung (§ 8 DBG), 
Wahrnehmung der Aufgaben der Pensions- 
regelungsbehörde (§§ 126 ff. DBG) und des 
Dienstvorgesetzten bei Einleitung eines 
Dienststrafverfahrens gegen Ruhestands- 
beamte (§ 22 DBG, § 29 RDStO) usw. 

Zu § 7 (Haftpflichtverbindlichkeitenj: 

Der Übergang der Haftpflicht Verbindlich- 
keiten ergibt sich aus dem Übergang der per- 
sönlichen und sächlichen Ausgaben der Ver- 
waltungen, in deren Bereich sich die haft- 
pflichtbegründenden Ereignisse zugetragen 
haben. 

Zu § 8 (Verhältnis zum Gesetz auf Grund des 
Artikels 131 des Grundgesetzes): 

Die Bestimmung stellt klar, daß die ver- 
sorgungsrechtlichen Vorschriften des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen den Bestimmungen dieses Gesetzes Vor- 
gehen. Eine Übernahme von Versorgungsaus- 
gaben kommt daher nach den Vorschriften 
der Artikel I und H nur insoweit in Betracht, 
als der Bund nicht bereits auf Grund § 1 Ab- 
satz 1 Ziffer 7 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes Träger der Aufwendungen für den 
im Artikel 131 des Grundgesetzes bezeich- 
neten Personenkreis ist. 

Zu §9 (Begriffsbestimmung der Versorgungs- 
ausgaben): 

Die Ausgaben für die Versorgung der Ver- 
waltungsangehörigen im Sinne der Artikel I 
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und II umfassen auch Ausgaben, die über 
den Bereich der beamtenrechtlichen Ver- 
sorgung und der Wartestandsbezüge hinaus- 
gehen. In Betracht kommen z. B.: 
Arbeitgeberanteile zu den Verwaltungskosten 
der Zusatzversorgungsanstalt, 
Ersatzzusatzrenten für ehemalige Angehörige 
der Reichsverwaltung, 

Ausgleichsbeträge für überversichert ge- 
wesene Angehörige der Reichsfinanzverwal- 
tung, 

Ausgaben für die Nachversicherung von Ver- 
waltungsangehörigen nach § 1242a der Reichs- 
versicherungsordnung. 

Es empfiehlt sich nicht, diese Einzelfälle im 
Gesetz selbst festzulegen. 

Zu § 10 (Einnahmen): 

Absatz 1: 

Dem Übergang von Ausgaben folgt nach all- 
gemeinen Verwaltungsgrundsätzen der Über- 
gang derjenigen Einnahmen, die mit den Aus- 
gaben in haushaltswirtschaftlichem Zu- 
sammenhang stehen. 

Absatz 2: 

Die Bestimmung regelt den Sonderfall der 
Steuerstrafen. Die Steuerertragshoheit muß 
sich folgerichtig auch auf die Geldstrafen er- 
strecken, die wegen Steuervergehen im Ver- 
waltungsstrafverfahren festgesetzt werden. 
Stehen die Steuern, die Gegenstand des Ver- 
waltungsstrafverfahrens sind, mehreren 
Steuergläubigem zu, so sind die Träger der 
Steuerertragshoheit anteilsmäßig an den 
Strafgeldern zu beteiligen. Soweit Steuer- 
strafen im gerichtlichen Verfahren verhängt 
werden, verbleiben die Steuerstrafen den 
Ländern als den Trägern der Justizhoheit. 

Zu § 11 (Änderungen und Ergänzungen des 
Ersten Überleitungsgesetzes): 

ZuNr. Iund2 (Interessenquotenregelung): 
Die im § 2 des Ersten Überleitungsgesetzes 
den Ländern auferlegte Verpflichtung, zu den 
von ihnen verwalteten Kriegsfolge- und So- 
zialausgaben des Bundes prozentuale Bei- 
träge (sog. Interessenquoten) zu leisten, ist 
zeitlich auf das Rechnungsjahr 1950 be- 
schränkt. Angesichts der Bedenken, denen die 
Interessenquotenregelung bei den parlamen- 
tarischen Beratungen des Ersten Über- 
leitungsgesetzes begegnete, würde eine Ge- 
setzesvorlage, welche die Aufrechterhaltung 
dieser Regelung in dem bisherigen Umfange 
vorsieht, voraussichtlich weder im Bundes- 


tag noch im Bundesrat eine Mehrheit finden. 
Eine Interessenquotenregelung, die sich auf 
die Kriegsfolgehilfe und die mit ihr im Zu- 
sammenhänge stehenden Ausgaben und über- 
dies auf einen Beteiligungsprozentsatz von 
15 V. H. (statt bisher 25 v. H.) beschränkt, er- 
scheint dagegen tragbar, und zwar auch für 
die Länder, die mit diesen Ausgaben über- 
durchschnittlich belastet sind; denn damit 
wird im Verhältnis zwischen Bund und Län- 
dern im wesentlichen nur dieselbe Kosten- 
verteilung gesetzlich normiert, die im Ver- 
hältnis zwischen den Ländern und ihren Ge- 
meinden (Bezirksfürsorgeverbänden) durch- 
weg seit langem in Geltung ist. Da es sich 
hier um einen Verwaltungsbereich handelt, 
dessen Vollzug seiner Natur nach einen ge- 
wissen Ermessenspielraum für die unmittel- 
bar verwaltenden örtlichen Stellen erfordert, 
hat sich in der Praxis die Erkenntnis* durch- 
gesetzt, daß auf eine angemessene finanzielle 
Beteiligung der unmittelbaren Verwaltungs- 
träger nicht verzichtet werden kann, wenn 
diese Stellen bei ihren Einzelmaßnahmen selb- 
ständig und im wesentlichen unkontrollier- 
bar über fremde Mittel verfügen. Die Länder 
würden dieses bewährte Verfahren im Ver- 
hältnis zu ihren Gemeinden für den Bereich 
der Kriegsfolgenhilfe usw. nicht aufrecht- 
erhalten können, wenn sie ihrerseits vom 
Bunde eine volle Erstattung, also auch den 
gemeindlichen Interessenquotenanteil als 
Bundeszuweisung erhielten und damit in 
höherem Umfange entlastet würden als sie 
selbst durch kommunale Fürsorgezuweisungen 
belastet sind. Die Gründe, welche die Auf- 
rechterhaltung einer (eingeschränkten) Inter- 
essenquotenregelung finanzwirtschaftlich ge- 
boten erscheinen lassen, gelten in bestimmten 
Verwaltungsbereichen auch dann, wenn nicht 
die Gemeinden, sondern die Länder selbst 
die Vollzugsorgane stellen. Das trifft ins- 
besondere für die Maßnahmen der Umsied- 
lung und Auswanderung und für den Be- 
trieb von Durchgangs- und Wohnlagern zu; 
auch hier ergibt sich für die Verwaltung aus 
der Natur der Aufgaben ein so weiter Er- 
messenspielraum, daß die Bewirtschaftung 
fremder Mittel nur bei einer angemessenen 
Eigenbeteiligung in den finanziell gebotenen 
Grenzen gehalten werden kann. Der Gesetz- 
entwurf sieht aus diesen Gründen vor, daß 
die Aufwendungen der Kriegsfolgenhilfe, der 
Umsiedlung und Auswanderung, der Rück- 
führung von Deutschen und der Grenzdurch- 
gangslager vom Rechnungsjahr 1951 ab nur 
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in Höhe von 85 v. H, vom Bunde getragen 
werden. Finanztechnisch unterscheidet sich 
die neue Regelung von der bisherigen da- 
durch, daß die Bundeslast von vornherein 
auf 85 V. H. der Aufwendungen bemessen 
wird; eine Bruttoverrechnung der vollen Aus- 
gaben und der von den Ländern aufzubrin- 
genden Anteile findet nicht mehr statt. Ver- 
fassungsrechtlich ist eine solche Regelung zu- 
lässig, weil Artikel 120 des Grundgesetzes 
die Bestimmung des Lastenüberganges im 
einzelnen ausdrücklich einem einfachen 
Bundesgesetz Vorbehalten hat. 

Die übrigen Änderungen des § 1 Absatz 1 
und Absatz 3 Ziffer 1 sind im wesentlichen 
redaktioneller Natur; sie ergeben sich aus der 
Änderung der Bestimmungen des Ersten 
Überleitungsgesetzes, auf die hier verwiesen 
wird. 

Zu Nr. 3 (Kosten der Versorgungsverwal- 
tung): 

Nach § 1 Absatz 3 Ziffer 2 des Ersten Über- 
leitungsgesetzes trägt der Bund auch die per- 
sönlichen und sächlichen Verwaltungskosten 
der Kriegsopferversorgungsbehörden. Diese 
Bestimmung stellt eine Ausnahme von der 
allgemeinen Verfassungsregel dar, daß die 
Länder die aus der Wahrnehmung ihrer Ver- 
waltungshoheit (Artikel 83 und 84 des Grund- 
gesetzes) sich unmittelbar ergebenden finan- 
ziellen Lasten, insbesondere die Verwaltungs- 
kosten, selbst zu tragen haben. Für die Über- 
nahme der Verwaltungskosten der Ver- 
sorgungsbehörden auf den Bundeshaushalt 
war nicht die Zielsetzung maßgebend, die 
Länder von den Kosten der Versorgungsver- 
waltung finanziell zu entlasten; die Aus- 
nahmeregelung ist vielmehr ausschließlich 
deshalb getroffen worden, weil der Bund nur 
als Träger der persönlichen und sächlichen 
Verwaltungsausgaben auf die Gestaltung und 
den Ausbau des Rentenprüfungs- und Über- 
wachungsdienstes der Versorgungsverwaltung 
den Einfluß nehmen kann, den er bean- 
spruchen muß, um die Höhe seiner Renten- 
last in dem gesetzlich festgelegten Rahmen 
zu halten und um die wirtschaftliche Ver- 
wendung der für die Kriegsopferversorgung 
verfügbaren Mittel zu sichern. Aus dieser 
Zielsetzung und dem Ausnahmecharakter des 
§ 1 Absatz 3 Ziffer 2 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes folgt, daß der hier verwendete Be- 
griff der „persönlichen und sächlichen Ver- 
waltungskosten“ eng auszulegen ist und sich 
nur auf die Kosten beziehen kann, die durch 


den aktiven Dienst in der eigentlichen Ver- 
sorgungsverwaltung verursacht werden. Da 
sich über die Auslegung dieser Bestimmung 
in der Praxis Zweifel ergeben haben, wird 
zur Klarstellung ausdrücklich bestimmt, daß 
die Versorgungsausgaben der Verwaltungs- 
behörden der Kriegsopferversorgung nicht zu 
den vom Bunde übernommenen Verwaltungs- 
kosten gehören. Dasselbe gilt für die Kosten 
der Spruchgerichte, die in Angelegenheiten 
der Kriegsopferversorgung tätig werden; die 
Funktion der Spruchgerichte gehört über- 
haupt nicht zum Bereich der Verwaltung, 
sondern zum Bereich der Gerichtsbarkeit, 
deren Aufgaben den Ländern obliegen und 
deren Kosten von ihnen zu tragen sind. 

ZuNr. 4und5 (Steuereinnahmen der fran- 
zösischen Zone): 

Die Bestimmung bezweckt, für die Steuer- 
einnahmen die gesetzliche Überleitungsrege- 
lung zu vervollständigen. Die Zölle und die 
Umsatzausgleichsteuer sind nach dem Gesetz 
über die Verwaltung der Zölle und der Um- 
satzausgleichsteuer vom 19. Juli 1949 (WiGBl. 
S. 182) mit Wirkung vom 1. April 1949 auf das 
Vereinigte Wirtschaftsgebiet übergegangen 
und mit Inkrafttreten des Grundgesetzes ge- 
mäß Artikel 124, 125 und 133 Bundes ei n- 
nahmen geworden. Für das Gebiet der Länder 
der französischen Zone ist eine entsprechende 
Regelung noch nicht ergangen. Die Kaffee- 
steuer wird nach dem Gesetz über die Ver- 
waltung der Kaffeesteuer vom 3. Dezember 

1948 (WiGBl. S. 27) vom 1. November 1948 ab 
für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet erhoben. 
Eine Vorschrift über die Erhebung der Kaffee- 
steuer in den Ländern der französischen Zone 
für den Bund fehlt für die Zeit vom 21. Sep- 
tember 1949 bis zum 31. März 1950. Die Gel- 
tung des am 22. März 1949 in den Ländern 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes in Kraft 
getretenen Teesteuergesetzes vom 10. März 

1949 (WiGBl. S. 19) ist durch Verordnung 
vom 24. Januar 1950 (BGBL S. 25) mit Wir- 
kung vom 8. Februar 1950 auf die Länder der 
französischen Zone erstreckt worden. Eine 
Vorschrift über die Erhebung der Teesteuer 
für den Bund fehlt noch für die Zeit vom 
8. Februar 1950 bis zum 31. Marz 1950. Vom 
1. April 1950 ab sind die Kaffeesteuer und 
die Teesteuer mit den übrigen Verbrauch- 
steuern, die der konkurrierenden Gesetz- 
gebung des Bundes unterliegen, nach § 3 Ab- 
satz 1 Ziffer 2 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes auf den Bund übergegangen. 
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Zu Nr. 6 (Besatzungslasten): 

§ 6 des Ersten Überleitungsgesetzes betrifft 
die Ausgaben, die mit der Besetzung im Zu- 
sammenhang stehen, aber von den Be- 
satzungsmächten nicht als Besatzungskosten 
oder Auftragsausgaben (§ 5) anerkannt wer- 
den. Auf dem Gebiete der Besatzungslasten 
haben sich die Verhältnisse seit dem 1. April 
1950 wesentlich geändert; insbesondere hat 
die Verstärkung der alliierten Streitkräfte im 
Bundesgebiet zu neuen Anforderungen an 
den öffentlichen Haushalt geführt, die nach 
Artikel 120 des Grundgesetzes vom Bund 
übernommen werden müssen. § 6 des Ersten 
Überleitungsgesetzes ist deshalb der neueren 
Entwicklung anzupassen. 

Absatz 1: 

Ziffer 1: 

Keine Änderung. 

Ziffer 2: 

Bisher Ziffer 8. Keine Änderung. 

Ziffer 3: 

a) Die Besatzungsmächte halten sich für be- 
rechtigt, Grundstücke zum Zwecke der Er- 
richtung von Besatzungsbauten in Anspruch 
zu nehmen. Da nach den Anordnungen der 
Besatzungsmächte nur die Baukosten den 
Mitteln des Besatzungskosten- und Auftrags- 
ausgabenhaushalts entnommen werden dür- 
fen, ist es erforderlich, Ausgaben die zum 
Erwerb der beanspruchten Grundstücke not- 
v/endig werden, gesondert auf den Bund 
überzuleiten. Soweit bei der Errichtung von 
Besatzungsbauten Aufschließungskosten ent- 
stehen, werden von den Besatzungsmächten 
nur diejenigen Teilbeträge als Besatzungs- 
kosten- und Auftragsausgaben anerkannt, die 
nach den deutschen Vorschriften üblicherweise 
vom Eigentümer des Grundstücks zu tragen 
sind; der nicht anerkannte Teil der Aufschlie- 
ßungskosten fällt den Gemeinden zur Last. In 
den Fällen, in denen die Gemeinden infolge 
besonderer Umstände (z. B. bei Errichtung von 
Besatzungsbauten auf abgelegenem Gelände) 
mit Aufschließungskosten belastet werden, 
die ihre Finanzkraft erheblich übersteigen, 
müssen zur Vermeidung von Härten aus 
Bundesmitteln Zuschüsse gewährt werden. 
Die Gewährung der Zuschüsse an die Ge- 
meinden ist mit der Auflage verbunden, daß 
die nach Bebauung des Zwischengeländes ein- 
gehenden Anliegerbeiträge bis zur Höhe des 
gewährten Zuschusses an den Bund abzu- 
führen sind. 


b) Es muß vermieden werden, daß im Zuge 
der Verstärkung der alliierten Streitkräfte 
im Bundesgebiet Kasernen und sonstige mili- 
tärische Anlagen in Anspruch genommen 
werden, die bereits mit erheblichem Kosten- 
aufwand zivilen Zwecken zugeführt worden 
sind und deren Räumung wiederum mit un- 
verhältnismäßig hohen Kosten verbunden 
wäre. In solchen Fällen kann sich die Not- 
wendigkeit ergeben, neue Kasernen usw. zu 
errichten, deren Kosten nicht in vollem Um- 
fange dem Haushalt der Besatzungskosten- 
und Auftragsausgaben zur Last fallen. 

c) Die Länder Hamburg, Niedersachsen, Nord- 
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schles- 
wig-Holstein haben sich gegenüber den Be- 
satzungsmächten verpflichten müssen, Woh- 
nungsbauten für Besatzungsangehörige zu er- 
richten. Die Aufwendungen für diese Bau- 
maßnahmen sind von den Besatzungsmächten 
verschieden behandelt worden. Im Lande 
Nordrhein-Westfalen sind die Aufwendungen 
für bestimmte Bauvorhaben mit Ausnahme 
der Erwerbskosten für den Grund und Boden 
aus Mitteln des Besatzungskosten- und Auf- 
tragsausgabenhaushalts bestritten worden. 
Für andere Bauvorhaben hat dagegen die Bc- 
satzungsmacht die Übernahme der Auf- 
wendungen auf den Besatzungskosten- und 
Auftragsausgabenhaushalt abgelehnt. In den 
Ländern Hamburg, Niedersachsen, Rheinland- 
Pfalz und Schleswig-Holstein hat es die Be- 
satzungsmacht ebenfalls abgelehnt, die Aus- 
gaben für entsprechende Baumaßnahmen aus 
Mitteln des Besatzungskosten- und Auftrags- 
ausgabenhaushalts zu bestreiten. Soweit die 
Aufwendungen für die auf Veranlassung der 
Besatzungsmächte durchgeführten Bauvor- 
haben auf die Zeit nach dem 31. März 1950 
entfallen, müssen sie vom Bund getragen 
werden. 

d) In den Ländern der französischen Zone be- 
dient sich die Besatzungsmacht bei der Durch- 
führung von Baumaßnahmen besonderer Bau- 
behörden (sog. Sonderbauämter). Da diese 
Behörden ausschließlich für Zwecke der fran- 
zösischen Besatzungsmacht tätig sind und 
unter ihrer maßgebenden Kontrolle stehen, 
müssen die persönlichen und sächlichen Ver- 
v/altungsausgaben der Sonderbauämter auf 
den Bundeshaushalt übernommen werden 
(vgl. § 6 Absatz 1 Ziffer 5 des Ersten Über- 
leitungsgesetzes in der bisherigen Fassung). 

Ziffer 4: 

Bisher Ziffer 9. Ergänzend treten Ausgaben 
für die Schaffung von Ersatzraum hinzu. 
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a) Die Verstärkung der alliierten Streitkräfte 
im Bundesgebiet hat die Inanspruchnahme 
von Unterkünften, insbesondere von Kaser- 
nen, Lägern und sonstigen militärischen An- 
lagen zur Folge, die bereits zivilen Zwecken 
(Unterbringung von heimatlosen Ausländern, 
deutschen Betrieben, öffentlichen Dienst- 
stellen und Einrichtungen) zugeführt worden 
waren. Soweit für eine anderweitige Unter- 
bringung der von der Räumung Betroffenen 
geeignete Ersatzunterkünfte nicht zur Ver- 
fügung stehen, müssen neue Unterkünfte ge- 
schaffen werden. Die Durchführung diesei 
Maßnahmen ist Aufgabe des Bundes, da sie 
die unmittelbare Folge der Räumungsanord- 
nungen der Besatzungsmächte sind. Die Be- 
satzungsmächte stellen aus dem Besatzungs- 
kosten- und Auftragsausgabenhaushalt Mittel 
zur Ersatzraumbeschaffung nicht zur Ver- 
fügung. 

b) Um den berechtigten Wünschen der sog. 
Altbesatzungsverdrängten im Rahmen der 
finanziellen Möglichkeiten Rechnung zu tra- 
gen, ist es notwendig, an Orten mit besonders 
angespannten Wohnraumverhältnissen Woh- 
nungsbauten zu errichten, die den Be- 
satzungsmächten zum Austausch gegen be- 
reits früher requirierte Wohngebäude ange- 
boten werden sollen, oder Wohnungsbauten 
zu errichten, die Besatzungsverdrängten für 
die Dauer der Requisition ihrer Wohnungen 
zu überlassen sind. Die Kosten auch dieser 
Maßnahmen müssen vom Bund getragen 
werden. 

Ziffer 5: 

Die Inanspruchnahme des Jagd- und Fischerei- 
rechts durch Mitglieder der alliierten Streit- 
kräfte und die Gewährung von Entschädi- 
gungen ist von den Besatzungsmächten unter- 
schiedlich geregelt worden. Durch Verhand- 
lungen mit der Alliierten Hohen Kommission 
soll versucht w^erden, zu einer einheitlichen 
Regelung der Jagdausübung, des Fischfangs 
und der Abgeltung der sich daraus ergeben- 
den Entschädigungsansprüche zu Lasten des 
Besatzungskosten- und Auftragsausgaben- 
haushalts zu gelangen. Sollte dies nicht zu 
erreichen sein, werden die erforderlichen Aus- 
gleichsleistungen außerhalb des Besatzungs- 
kosten- und Auftragsausgabenhaushalts aus 
Bundesmitteln bestritten werden müssen. 

Ziffer 6: 

Es handelt sich im wesentlichen nur um eine 
sprachliche Änderung des Gesetzestextes. In 


Betracht kommt hier in erster Linie die Ab- 
geltung von Manöverschäden an öffentlichen 
Straßen und Brücken. 

Ziffer 7: 

Im Artikel 4 h des Alliierten Gesetzes über 
die Entschädigung von Besatzungsschäden 
vom 8. Februar 1951 (Amtsblatt der Alliierten 
Hohen Kommission für Deutschland Nr. 47 
S, 767) sind Schadensfälle an Eigentum der 
Länder und sonstiger Gebietskörperschaften 
von der Entschädigung ausgeschlossen. In 
Fällen dieser Art müssen die Schäden außer- 
halb des Besatzungskosten- und Auftrags- 
ausgabenhaushalts aus Bundesmitteln abge- 
golten werden. 

Ziffer 8: 

Auf dem Gebiete der Grundstücksrequisi- 
tionen und der Besatzungs- und Belegungs- 
schäden werden sich auch im Falle einer Ver- 
einheitlichung der Vorschriften über die Ge- 
währung von Abgeltungen Fälle ergeben, 
welche die Zahlung eines gewissen Ausgleichs 
ohne Anerkennung einer Rechtsverpflichtung 
unabweisbar machen. In Übereinstimmung 
mit früheren Abgeltungsregelungen ist es da- 
her notwendig, in Fällen, in denen die An- 
wendung der bestehenden alliierten oder 
deutschen Abgeltungsbestimmungen im Ein- 
zelfall für die Betroffenen zu einem offenbar 
unbilligen und unzumutbaren Ergebnis führt, 
die Gewährung eines Ausgleichs zu ermög- 
lichen. 

Ziffer 9: 

Bisher Ziffer 7. 

Ziffer 10: 

Bisher Ziffer 4. Es handelt sich nur um eine 
sprachliche Änderung des Gesetzestextes. 

Ziffer 11: 

Bisher Ziffer 2. 

Ziffer 12: 

Bisher Ziffern 3, 10 und 11. 

Absatz 2: 

Die Bestimmung entspricht dem letzten Halb- 
satz des § 6 Absatz 1 in der bisherigen Fas- 
sung. 

Absatz 3: 

Artikel 120 des Grundgesetzes bestimmt den 
Bund nach Maßgabe eines besonderen Bundes- 
gesetzes zum Träger der Besatzungskosten 
und der sonstigen inneren und äußeren 



Kriegsfolgelasten. Nach Sinn und Zweck die- 
ser Verfassungsvorschrift soll der Bund die 
Lasten übernehmen, die wegen ihrer gesamt- 
deutschen Bedeutung und ihres finanziellen 
Gewichts von den einzelnen Ländern nicht 
getragen werden können. Die Bestimmung 
hat nicht die Bedeutung, daß schlechthin alle 
Ausgaben, die mit dem Krieg und seinen 
Folgen in irgendeinem Zusammenhänge 
stehen, vom Bunde getragen werden müssen. 
Nach den von der Konferenz der Minister- 
präsidenten der Länder ausgearbeiteten Emp- 
fehlungen sollen insbesondere solche Kriegs- 
folgelasten den Ländern verbleiben (und er- 
forderlichenfalls im horizontalen Finanzaus- 
gleich ausgeglichen werden), die begrifflich 
und verwaltungsmäßig nicht so scharf Um- 
rissen werden können, daß sie sich als ge- 
schlossene Kosteneinheiten auf den Bund 
überführen lassen. Nach den im Rechnungs- 
jahr 1950 gemachten Erfahrungen ist es auch 
im Interesse einer rationellen Etatverwaltung 
geboten, den Besatzungshaushalt des Bundes 
auf die großen überregionalen Lasten, die 
ihrer Natur nach nur vom Bunde finanziell 
verantwortet werden können, zu konzen- 
trieren und andererseits die Ausgaben von 
nur regionaler und finanziell geringerer Be- 
deutung aus dem Bundeshaushalt auszu- 
scheiden. Zu den Aufwendungen, mit denen 
sich die Haushaltswirtschaft des Bundes aus 
Gründen der Verwaltungsökonomie künftig 
nicht mehr befassen kann, gehören die in den 
Ziffern 9 bis 12 des Absatzes 1 bezeichneten 
Ausgaben. Die Aufwendungen zur Durch- 
führung von Reparationen und Restitutionen 
werden ohnehin künftig wegfallen; die übri- 
gen Aufwendungen (Gerichtskosten, Feuer- 
wehr, Polizei, hygienische Maßnahmen u. dgl.) 
stehen mit der allgemeinen Verwaltung der 
Länder in so engem Zusammenhang, daß sie 
sich in der Praxis nur schwer von den ver- 
wandten Länderausgaben trennen lassen. 
Hinzu kommt, daß der durch den komplizier- 
ten Abrechnungsverkehr und die Bundes- 
rechnungsprüfung dieser Ausgaben ver- 
ursachte Verwaltungsaufwand in keinem Ver- 
hältnis steht zu der mit der Übernahme 
auf den Bundeshaushalt erzielten finan- 
ziellen Wirkung. Den Ländern kann vom 
Rechnungsjahre 1951 ab die Übernahme die- 
ser Besatzungsfolgekosten um so mehr zu- 
gemutet werden, als sie durch den Wegfall 
der Interessenquotenbeiträge für 1951 erheb- 
lich stärker entlastet werden. Der Gesetz- 
entwurf sieht deshalb - vor, daß die im § 6 
Absatz 1 Ziffern 9 bis 12 bezeichneten Auf- 


wendungen nur für das Rechnungsjahr 1950 
auf den Bund übergehen; sie gelten ab 1951 
als mittelbare Kriegsfolgelasten, die nach den 
allgemeinen Grundsätzen des vertikalen Fi- 
nanzausgleichs von den Ländern zu tragen 
sind. 

Absatz 4: 

Die Bestimmung entspricht dem Absatz 2 des 
§ 6 in der bisherigen Fassung. 

Z u N r. 7 (Flüchtlingswohnungsbau, Jugend- 
werk) : 

Im § 11 Absatz 3 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes sind die Leistungen des Bundes für 
die Kriegsgräberfürsorge, für den Suchdienst 
und für den Rechtsschutz als Aufwendungen 
„im Rahmen der Kriegsfolgenhilfe“ geregelt. 
Die gesetzestechnische Behandlung dieser Lei- 
stungen hat zu Unklarheiten über den Um- 
fang der zulässigen Bundesaufwendungen ge- 
führt. Da es sich um Sonderaufwendungen 
handelt, die mit der eigentlichen Kriegs- 
folgenhilfe in keinem inneren Zusammen- 
hang stehen, ist die Bestimmung hier ge- 
strichen und als § 16a gesondert auf geführt 
v^orden (vgl. Nr. 13). 

Der neue Absatz 3 des § 11 soll die Möglich- 
keit eröffnen, Mittel der Kriegsfolgenhilfe im 
Rahmen der finanziellen Möglichkeiten des 
Bundeshaushalts auch für produktive Sozial- 
maßnahmen einzusetzen. Da der Betrieb von 
Flüchtlingslagern im höchsten Maße unwirt- 
schaftlich ist, rechtfertigt sich die Förderung 
des Flüchtlingswohnungsbaues auch aus 
finanziellen Gründen, wenn damit ein all- 
mählicher Abbau der lagermäßigen Unter- 
bringung von Kriegsfolgenhilfe-Empfängem 
erreicht werden kann (Ziffer 1). Die zur För- 
derung der Erziehung und Erwerböbefähdgung 
von jugendlichen Kriegsfolgenhilfe^Empfän- 
gern vorgesehenen Bundesleistungen bilden 
einen wesentlichen Bestandteil des Bundes- 
jugendwerks (Ziffer 2). Für die Gewährung 
der Zuschüsse oder Darlehen werden von den 
zuständigen Bundesministern Richtlinien er- 
lassen werden. 

Zu Nr. 8 (Einheitsfürsorge): 

Aus § 8 des Ersten Überleitungsgesetzes er- 
gibt sich, daß die aus Bundesmitteln zu finan- 
zierenden Leistungen der Kriegsfolgenhilfe 
nicht nach höheren Sätzen bemessen oder nach 
anderen Richtlinien gewährt werden dürfen 
als die aus Mitteln der Bezirksfürsorgever- 
bände finanzierten allgemeinen Fürsorge- 
leistungen. Die hier vorgesehene Bestimmung 
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soll eine ungerechtfertigte Belastung des 
Bundeshaushalts für den Fall verhindern, 
daß entgegen der Vorschrift des § 8 Empfän- 
ger von Kriegsfolgenhilfe gegenüber den son- 
stigen Empfängern der öffentlichen Fürsorge 
bevorzugt werden und Leistungen erhalten, 
die mit den Rechtsgrundsätzen der Einheits- 
fürsorge nicht vereinbar sind. Der Grundsatz 
der Individualität der Öffentlichen Fürsorge 
bleibt unberührt. 

Zu Nr. 9 und 10 (Umsiedlung und Aus- 
wanderung): 

Aus gesetzestechnischen Gründen hat es sich 
als notwendig erwiesen, die Bestimmungen 
über die Umsiedlung von den Bestimmungen 
über die Auswanderung zu trennen und die 
Umsiedlung im § 14, die Auswanderung in 
einem neuen § 14a, also je in einer besonderen 
Vorschrift zu behandeln. Gleichzeitig sind 
einige redaktionelle Verbesserungen des Ge- 
setzestextes vorgenommen worden. 

Zu Nr. 9 (Umsiedlung): 

Die Neufassung trägt der Tatsache Rechnung, 
daß der Kreis der umzusiedelnden Personen 
über den bisherigen Rahmen hinaus erweitert 
worden ist; einbezogen werden nunmehr z. B. 
auch die Evakuierten. 

Zu Nr. 10 (Auswanderung): 

Nach jetzt geltendem Recht werden die im 
§ 7 Absatz 2 des Ersten Überleitungsgesetzes 
genannten Personen nur dann im Sinne des 
§ 14 als Kriegsfolgenhilfe-Empfängern ange- 
sehen, wenn sie von den Fürsorgeverbänden 
eine der in den §§ 7 bis 13 aufgeführten 
Unterstützungen, nicht aber, wenn sie andere 
Sozialleistungen, z. B. Sozialversicherungs- 
oder Versorgungsrenten erhalten. Da die 
Empfänger dieser Sozialleistungen meist 
ebenso hilfsbedürftig sind wie Fürsorge- 
unterstützungsempfänger und bei Wegfall 
jener Sozialbezüge regelmäßig eine öffent- 
liche Fürsorgepflicht entstehen würde, ist es 
gerechtfertigt, die Kosten der Auswanderung 
auch für Empfänger anderer Sozialleistungen 
und für sonstige Hilfsbedürftige auf den 
Bund zu überführen, soweit sie dem in § 7 
Absatz 2 bezeichneten Personenkreis ange- 
hören. Da die Auswahl der Auswanderer 
regelmäßig eine Überprüfung in Auswande- 
rungslagern erforderlich macht, bestimmt der 
Entwurf, daß der Bund nunmehr auch die 
Kosten der lagermäßigen Unterbringung und 
Versorgung trägt. 


Zu Nr. 11 und 12 (Rückführung, Grenz- 
durchgangslager) : 

Die hier vorgesehenen Ergänzungen ergeben 
sich aus der Neufassung des § 1 Absatz 1 
Ziffern 5 und 6 (Nr. 1). 

Zu Nr. 13 (Kriegsgräberfürsorge, Such- 
dienst, Rechtsschutz): 

Die bisherige Bestimmung des § 11 Absatz 3 
des Ersten Überleitungsgesetzes ist als Sonder- 
vorschrift hierher übernommen worden (vgl. 
dazu Nr. 7). Dabei ist der Rahmen, innerhalb 
dessen der Bund die Kosten des Rechtsschutzes 
von Deutschen vor ausländischen Gerichten 
übernehmen kann, entsprechend den aufge- 
tretenen Bedürfnissen etwas erweitert wor- 
den. 

Zu Nr. 14 (Sozialversicherung): 

Aus den Berichten der Länder ist inzwischen 
festgestellt worden, daß bis zum 31. März 
1950 

a) die Länder der amerikanischen Zone Lei- 
stungen an „Fremdrentner“, d. h. an Per- 
sonen, die nicht Flüchtlinge sind, aber An- 
sprüche an nicht mehr bestehende oder 
nicht mehr erreichbare Träger der Unfall- 
versicherung haben, erstattet oder getragen 
haben, 

b) in den Ländern der britischen Zone die 
staatlichen Ausführungsbehörden Flücht- 
lingsrenten von staatlichen Ausführungs- 
behörden aus den Ostgebieten getragen 
haben, 

c) das Land Schleswig-Holstein der Feuer- 
wehr-Unfallversicherungskasse von Schles- 
wig-Holstein die Flüchtlingsrenten erstattet 
hat, 

d) das Land Schleswig-Holstein noch einige 
Renten an Empfangsberechtigte in Nord- 
Schleswig auf Grund der Bekanntmachung 
über die Fürsorge für Versicherte aus den 
abgetretenen Gebieten erstattet hat, 

e) die Länder Erstattungen auf Grund der 
Verordnung über die Eingliederung von 
Umsiedlern in die Reichsversdcherung ge- 
leistet haben. 

Diese Leistungen der Länder gehören zu den 
Zuschüssen zur Sozialversicherung, die nach 
Artikel 120 des Grundgesetzes mit Wirkung 
vom 1. April 1950 auf den Bund überzuleiten 
sind. § 17 des Ersten Überleitungsgesetzes 
muß deshalb entsprechend ergänzt werden. 

Z u § 12 (Bekanntmachungsbefugnis): 

Die Bestimmung ist sachdienlich, weil der 
Wortlaut des Ersten Überleitungsgesetzes 
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durch die Änderungen und Ergänzungen des 
Zweiten Überleitungsgesetzes unübersichtlich 
geworden ist. 

Z u § 13 (Berlin): 

Die Bestimmung entspricht dem § 24 des 
Ersten Überleitungsgesetzes. 


I. 

Ehemalige Reichsbehörden und Reichs- 
betriebe (§ 4 des Gesetzes): 

1. Deutscher Reichstag 

2. Die Reichsministerien mit Ausnahme des 
Reichsministeriums der Justiz, des Reichs- 
ministeriums für Wissenschaft, Erziehung 
und Volksbildung und des Reichsministe- 
riums für kirchliche Angelegenheiten 

3. Die übrigen obersten Reichsbehörden mit 
Ausnahme der Reichsbank 

4. Die obersten Gerichtshöfe und Anwalt- 
schaften des Reichs 

5. Der Regierungskommissar für das Saar- 
gebiet, die für die besetzten Gebiete be- 
stellten Reichskommissare und Chefs der 
Zivilverwaltung und die Regierung des 
Generalgouvernements 

6. Der R ei dis komm iss ar für die Rückgliede- 
rung des Saargebiets 

7. Der Reichskommissar für das Wohnungs- 
wesen 

8. Der Reichskommissar für die Preisbildung 

9. Der Reichskommissar für die Ein- und 
Ausfuhrbewilligung 

10. Der Reichskommissar für Reparations- 
leistungen 

11. Rechnungshof des Deutschen Reichs ein- 
schließlich der Außenstellen 

12. Reichsschuldenverwaltung 

13. Statistisches Reichsamt 

14. Reichsversicherungsamt 

15. Reichsaufsichtsamt für Privatversicherung 

16. Reichspatentamt 

17. Reichsentschädigungsamt 


Zu §14 (Inkrafttreten): 

Da die überwiegende Mehrzahl der Über- 
leitungsvorgänge auf den Stichtag des 1. April 
1950 abgestellt ist, muß das Gesetz, soweit es 
nichts anderes bestimmt, rückwirkend ab 
1. April 1950 in Kraft treten. 


Anlage zum Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Überleitung von Lasten 
und Deckungsmitteln auf den Bund 
(Zweites Überleitungsgesetz) 

18. Rei'chsausgleichsamt 

19. Reichsgesundheitsamt einschließlich der 
Reichsanstalten für Wasser- und Luft- 
güte, für Lebensmittel und Arzneimittel, 
für Chemie und für Vitaminprüfung und 
Vitaminforschung 

20. Reichsverpflegungsamt 

21. Reichswanderungsamt 

22. Reichsarchiv 

23. Deutsche Seewarte 

24. Reichsanstalt für Landesaufnahme 

25. Reichsamt für Bodenforschung 

26. Chemisch-Technische Reichsanstalt 

27. Physikalisch - Technische Reichsanstalt 
(einschließlich der früheren Reichsanstalt 
für Maße und Gewichte) 

28. Biologische Reichsanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft 

29. Zentralinstitut für Holz- und Forstwirt- 
schaft 

30. Reichstreuhänder der Arbeit 

31. Betriebskrankenkasse des Reichs 

32. Reichsausführungsbehörden für Unfall- 
versicherung 

33. Staatliche Ausführungsbehörde der Ost- 
gebiete 

34. Ehemalige elsaß-lothringische Dienst- 
stellen (Gesetz vom 11. Januar 1922 — 
RGBl. S. 29 — ) 

35. Reichskolonialverwaltung, soweit nicht 
Nr. 2 in Betracht kommt 

36. Heeres-, Marine- und Luftfahrtverwal- 
tung, soweit nicht Nr. 2 in Betracht kommt 

37. Ehemalige Heeres- und Marinebetriebe 

38. Zentralnachweisamt für Kriegsverluste 
und Kriegsgräber 
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11 . 

Ehemalige Zonenbehörden 
{§§ 4 und 5 des Gesetzes): 

39. Zonenbeirat für die britische Zone 

40. Zentralhaushaltsamt für die britische 
Zone 

41. Zentralamt für Arbeit in der britischen 
Zone 

42. Zentralamt für Ernährung und Landwirt- 
schaft in der britischen Zone 

43. Zentralschuldenverwaltung in der briti- 
schen Zone 

44. Statistisches Amt für die britische Zone 

45. Deutsche Planungsbehörde für Registrie- 
rung und Bestandsaufnahme der Bevölke- 
rung 


46. Zonalhauptkasse 

47. Rechnimgshof des Deutschen Reichs (Bri- 
tische Zone) 

48. Rechnungshof für Sonderaufgaben 

49. Oberster Gerichtshof für die britische Zone 

50. Generaldirektion für Binnenwasserstraßen 
und Binnenschiffahrt des britischen Kon- 
trollgebietes 

51. Seehäfen-Generaldirektion für das bri- 
tische Kontrollgebiet 

52. Wasserstraßen-^Generaldirektion für die 
amerikanische Besatzungszone 

53. Kriegsschädenamt für die Seeschiffahrt 

54. Oberseeamt für die britische Zone 

55. Kriminalpolizei amt 

56. Aufsichtsamt für das Versicherungswesen 
in der britischen Zone 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 11, Mai 1951 

An den Herrn 
Bundeskanzler 

Mit Bezug auf das Sdirciben vom 19. April 1951 - BK 913/51 - 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 56. Sitzung 
am 11. Mai 1951 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Überleitung von Lasten und Deckungs- 
mitteln auf den Bund 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen, 

Dr. Ehard 
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Änderungsvorschläge 

zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Überleitung von Lasten und Deckungsmitteln 

auf den Bund 


1. Im Artikel I § 1 Absatz 2 Ist vor dem 
letzten Satz folgender Satz einzufügen: 

„Ihre Versorgung richtet sich nach den 
Vorschriften des Landes, das für die 
Zahlung der Versorgungsbezüge zu- 
ständig ist.“ 

2. Im Artikel I erhält § 2 folgende Fassung: 

„Das Gesetz über die Finanzver- 
waltung wird wie folgt geändert: 

1. § 9 Absatz 2 Satz 2 erhält die 
folgende Fassung; „Die Länder er- 
halten für die Fiilfeleistung der 
Finanzämter bei der Bearbeitung der 
Umsatzsteuer und der Beförderung- 
steuer vom 1. April 1950 ab vom 
Bund eine Entschädigung in Flöhe 
von 4 vom Hundert des Auf- 
kommens dieser Steuern.“ “ 

3. Im Artikel II § 3 Zeile 5 sind hinter den 
Worten „übergeführt worden sind“ die 
Worte „oder noch übergeführt werden“ 
einzufügen. 

4. Die Im Artikel II § 4 erwähnte Anlage 
zum Gesetzentwurf ist wie folgt zu ver- 
vollständigen: 

„38 a. Propagandaämter 
38 b. Versorgungsdienststellen, Insbes. 
Hauptversorgungs- und Versor- 
gungsämter und deren Nach- 
folgeeinrichtungen 
38 c. Reichsdruckerei 
57. Kricgsmarineabwicklungsstelle 
Kiel“ 

5. Im Artikel III § 7 Zeile 5 sind hinter dem 
Worte „Angehörige“ die Worte „oder im 
Betrieb“ einzufügen. 

6. Im Artikel III ist nach § 7 als neuer § 7 a 
einzufügen: 

»S 7 a 

Der Bund trägt die Verbindlichkeiten 
des Reiches aus Anlaß von Personen- 


schäden, die durch Angehörige der 
früheren deutsdien Wehrmacht und 
der in den § 2 Absatz 1 und § 3 des 
Bundesversorgungsgesetzes vom 20. De- 
zember 1950 — BGBl. S. 791 — ge- 
nannten Organisationen und Ein- 
richtungen verursacht worden sind. Das 
gilt nicht, soweit auf Grund solcher 
Schäden Ansprüche nach dem Bundes - 
Versorgungsgesetz bestehen.“ 

7. Im Artikel III erhält §8 folgende Fassung: 

4 8 

Soweit die Bestimmungen der Ar- 
tikel I und II den Übergang von Ver- 
sorgungsausgaben auf den Bund regeln, 
finden diese Bestimmungen und die Be- 
stimmungen des § 6 keine Anwendung 
auf den Personenkreis, der durch 
Kapitel I des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Ar- 
tikel 131 des GG fallenden Personen 
erfaßt wird; die Bestimmungen des § 1 
Absatz 1 Ziffer 7 und des § 2 Ziffer 7 
des Ersten Gesetzes zur Überleitung 
von Lasten und Deckungsmitteln auf 
den Bund vom 28. November 1950 
(BGBl. S. 773) bleiben unberührt.“ 

8. In der Begründung auf Seite 10/11 zu Ar- 
tikel III § 9 Zeile 12/13 muß es statt 
„Reichsfinanzverwaltung“ heißen „Reichs- 
verwaltung“. 

9. Im Artikel III erhält § 10 Absatz 2 fol- 
gende Fassung: 

„(2) Die wegen Steuervergehens Im 
Verwaltungsstrafverfahren festgesetz- 
ten Geldstrafen stehen dem Lande zu, 
wenn das Verwaltungsstrafverfahren 
durch Landesbehörden durchgeführt 
wird, dem Bund zu, wenn das Ver- 
waltungsstrafverfahren durch Bundes- 
behörden durchgeführt wird. Ent- 
sprechendes gilt für den Erlös aus der 
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Verwertung eingezogener Gegenstände. 
§ 48 des Soforthilfegesetzes vom 

8. August 1949 und die entsprechenden 
Bestimmungen der französischen Zone 
bleiben unberührt.“ 

10. Im Artikel IV wird § 11 wie folgt ge- 
ändert: 

a) In Ziffer 1 erhält Ziffer 6 a des § 1 
Absatz 1 folgende Fassung: 

„6a. die Zuschüsse zur Kriegsgräber- 
fürsorge, zum Suchdienst für 
Kriegsgefangene, Heimatvertrie- 
bene und heimatlose Ausländer 
und die Aufwendungen für den 
Rechtsschutz von Deutschen, die 
von ausländischen Behörden oder 


Gerichten im Zusammenhang mit 
den Kriegsereignissen verfolgt 
werden oder verurteilt worden 
sind.“ 

b) Ziffer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Im § 1 Absatz 3 Ziffer 1 werden 
die Worte „Ziffer 3, 5 und 6“ durch 
die Worte „Ziffern 3 bis 6“ ersetzt.“ 

c) In Ziffer 3 ist in Unterziffer 2 
Zeile 4 das Wort „nicht“ durch das 
Wort „auch“ zu ersetzen. 

d) In Ziffer 6 ist Absatz 3 des § 6 zu 
streichen. 

e) In Ziffer 7 ist das Datum „31. März 
1952“ durch das Datum „31. Dezem- 
ber 1952“ zu ersetzen. 

f) Die Ziffer 13 ist zu streichen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung erklärt sich mit den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates zu 
Nrn. 1, 3, 4 (mit Ausnahme der Ziffer 38b), 
5, 6, 7, 8, 9 und 10a), e) und f) einverstanden; 
in der als Anlage 4 als Arbeitsunterlage bei- 
gefügten Fassung des Gesetzentwurfes sind 
diese Vorschläge (unter entsprechender Ände- 
rung der Paragraphennummern ab § 7) be- 
rücksichtigt. 

Soweit sich die Bundesregierung den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates nicht an- 
schließen kann, verweist sie zur Begründung 
ihres Standpunktes auf ihre Darlegungen in 
der Gesetzesbegründung zu § 2 Ziffer 1, zu 
§12 Nr. 4 und zu § 12 Nr. 7 (§ 6 Absatz 3 
des Ersten Überleitungsgesetzes). Zu Nr. 2 
der Änderungsvorschläge des Bundesrates (Be- 
messung der Pauschalentschädigung für die 
Verwaltung der Umsatzsteuer und der Be- 
förderungsteuer) weist die Bundesregierung 
ergänzend auf folgendes hin: 

Im Rechnungsjahr 1950 hat das Um- 
satzsteueraufkommen rd. 4 920 Millionen DM 
und das Beförderungsteueraufkommen rd. 
240 Millionen DM betragen, infolgedessen 
sind den Ländern aus der 2Voigen Pauschal- 
entschädigung im Rechnungsjahr 1950 über 
100 Millionen DM zugeflossen. Der Zu- 
schußbedarf der Bundesfinanzverwaltung 
(Zölle und Verbrauchsteuern) — eines Ver- 
waltungsapparates mit rd. 33 600 Bediensteten 


— hat im Rechnungsjahr 1950 rd. 180 Milli- 
onen DM betragen; die den Ländern ge- 
währte Verwaltungskostenentsdiädigung er- 
reicht mithin etwa 60 v. H. der Gesamtkosten 
der bundeseigenen Finanzverwaltung. Diese 
Gegenüberstellung macht deutlich, daß die 
Kosten, die den Ländern aus der Umsatz- 
steuer- und Beförderungsteuerverwaltung er- 
wachsen, mit einem Pauschalsatz von 2 v. FI. 
als reichlich ausgeglichen gelten müssen. Ein 
V ergleich der von den Ländern im Rechnungs- 
jahr 1950 haushaltsmäßig veranschlagten 
Finanzverwaltungskosten (Oberfinanzdirek- 
tionen und Finanzämter) mit den ihnen aus 
Bundesmitteln zugeflossenen Verwaltungs- 
kostenentschädigungen ergibt, daß die Länder 
aus diesen Entschädigungen — je nach ihrer 
Umsatz- und Beförderungsteuerkraft — 25 
bis 50 V. Fi. ihres Gesamtzuschußbedarfs der 
Finanzverwaltung decken konnten. Da die 
Belastung der Finanzämter durch die Ver- 
waltung der Umsatz- und Beförderungsteuer 
offensichtlich unter diesem Prozentsatz liegt, 
kann die vom Bundesrat geforderte Ver- 
doppelung des Entschädigungssatzes als sach- 
lich gerechtfertigt nicht anerkannt werden, zu- 
mal die Länder im Rechnungsjahr 1951 durch 
die prozentuale Form der Kostenabgeltung an 
der Steigerung des Umsatzsteueraufkommens 
in einem Maße finanziell beteiligt werden, der 
in keinem Verhältnis zu der für 1951 zu er- 
wartenden Verwaltungskostensteigerung steht. 
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